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.........................................§ 69
Entschädigung der Schöffen

(1) Durch die Ausübung des Schöffenamtes dürfen dem 
Schöffen keine beruflichen und materiellen Nachteile 
erwachsen. Dem in einem Arbeitsrechtsverhältnis 
stehenden Schöffen ist ein Ausgleich in Höhe des Durch­
schnittsverdienstes für die Zeit der Ausübung des 
Schöffenamtes zu zahlen. Schöffen, die in keinem Ar­
beitsrechtsverhältnis stehen, haben nach Maßgabe der 
bestehenden Bestimmungen Anspruch auf Entschädi­
gung für Verdienstausfälle und alle Schöffen auf Ersatz 
der Auslagen.

(2) Schöffen, die trotz ordnungsmäßiger Ladung aus- 
bleiben, sind die durch ihr Ausbleiben verursachten 
Kosten aufzuerlegen, falls sie nicht bis spätestens eine 
Woche nach dem Termin eine genügende Entschuldig 
gung abgeben.

V i e r t e s  K a p i t e l  
Persönlicher Geltungsbereich der Rechtsprechung

§ 70
Diplomatische Vertretungen

(1) Die Rechtsprechung der Gerichte erstreckt sich 
nicht auf die Leiter und Mitglieder der bei der Deut­
schen Demokratischen Republik beglaubigten diploma­
tischen Vertretungen und auf andere Personen, die 
nach den allgemein anerkannten Regeln des Völker­
rechts oder nach einem Staatsvertrag der Rechtspre­
chung der deutschen Gerichte nicht unterstehen.

(2) Das gleiche gilt für die den Hausstand teilenden 
Familienmitglieder der in Abs. 1 bezeichneten Personen.

§ 71 
Konsuln

Die in der Deutschen Demokratischen Republik täti­
gen Konsuln fremder Staaten unterstehen der Recht­
sprechung der Gerichte der Deutschen Demokratischen 
Republik, sofern nicht durch Staatsvertrag anderweitige 
Bestimmungen getroffen sind.

F ü n f t e s  K a p i t e l  
Gerichtssprache 

§ 72
(1) Die Gerichtssprache ist deutsch.
(2) Personen, die der deutschen Sprache nicht mächtig 

sind, können sich ihrer Muttersprache bedienen.

§ 73
Sorben haben in den Heimatkreisen der sorbischen 

Bevölkerung das Recht, die sorbische Sprache zu gebrau­
chen. auch wenn sie der deutschen Sprache mächtig sind. 
In diesem Fall kann in sorbischer Sprache verhandelt 
werden. Das Protokoll ist in deutscher Sprache zu über­
setzen.

S e c h s t e s  K a p i t e l  
Rechtshilfe 

§ 74
(1) Die Gerichte der Deutschen Demokratischen Repu- 

, blik haben sich gegenseitig sowie der Staatsanwaltschaft 
in Straf-, Zivil-. Familien- und Arbeitsrechtssächen 
Rechts- und Vollstreckungshilfe zu leisten.

(2) Ein Gericht darf Amtshandlungen außerhalb seines 
Bereiches ohne Zustimmung des zuständigen Kreis­
gerichts nur vornehmen, wenn Gefahr im Verzüge ist. 
In diesem Fall ist dem zuständigen Kreisgericht An­
zeige zu machen.

§ 75

Rechtshilfeersuchen

(1) Das Ersuchen um Rechtshilfe ist an das Kreis­
gericht zu richten, in dessen Bereich die Amtshandlung 
vorgenommen werden soll.

(2) Das Ersuchen darf nur abgelehnt werden, wenn 
das ersuchte Gericht örtlich unzuständig oder die vor­
zunehmende Handlung unzulässig oder der Gegenstand 
des Ersuchens nicht hinreichend bestimmt ist. Das Er­
suchen eines im Instanzenzug Vorgesetzten Gerichts darf 
nicht wegen örtlicher Unzuständigkeit abgelehnt 
werden.

(3) Wird das Ersuchen abgelehnt, so entscheidet das 
Bezirksgericht, zu dessen Bezirk das ersuchte Gericht 
gehört. Seine Entscheidung ist endgültig.

S i e b e n t e s  K a p i t e l  

Obergangs- und Schlußbestimmungen

§ 76
Durchführungsverordnung

Durchführungsverordnungen zum Gerichtsverfassungs­
gesetz erläßt der Ministerrat. Er kann den Minister der 
Justiz mit dem Erlaß von Durchführungsbestimmungen 
beauftragen.

§ 77
Verlängerung der Wahlperiode der Richter

Die Wahlperiode der gewählten Richter wird bis zu 
den sich aus dem Gerichtsverfassungsgesetz ergebenden 
Wahlterminen verlängert.

§ 78

Schlußbestimmung

(1) Das Gerichtsverfassungsgesetz tritt mit seiner Ver­
kündung in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes werden auf­
gehoben :

a) Das Gesetz vom 2. Oktober 1952 über die Verfassung 
der Gerichte der Deutschen Demokratischen Republik 
(Gerichtsverfassungsgesetz) (GBl. S. 983) in der Fas­
sung des Gesetzes vom 1. Oktober 1959 zur Änderung 
und Ergänzung des Gerichtsverfassungsgesetzes 
(GBl. I S. 756);

b) das Gesetz vom 1. Oktober 1959 zur Änderung und 
Ergänzung des Gerichtsverfassungsgesetzes (GBl. I
S. 753);

c) das Gesetz vom 1. Oktober 1959 über die Wahl der 
Richter der Kreis- und Bezirksgerichte durch die 
örtlichen Volksvertretungen (GBl. I S. 751);

d) die Erste Durchführungsbestimmung vom 24. März 
1960 zum Gesetz über die Wahl der Richter der 
Kreis- und Bezirksgerichte durch die örtlichen Volks­
vertretungen (GBl. I S. 248);


